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Entscheidungsdatum

23.06.2015
Norm

BFA-VG 822a Abs3

B-VG Art.133 Abs4
Dublin 11I-VO Art.28

FPG 8§76 Abs1

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG § 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. FPG 8 76 giltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. FPG § 76 gliltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
10. FPG & 76 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Peter HAMMER als Einzelrichter Gber die Beschwerde des
XXXX, StA. Nigeria, vertreten durch XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom
20.08.2014, ZI. 1066145610/150666685, sowie die Festnahme und weitere Anhaltung des Beschwerdefihrers in
Schubhaft seit 13.06.2015 zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Peter HAMMER
als Einzelrichter Uber die Beschwerde des romisch 40, StA. Nigeria, vertreten durch rémisch 40 , gegen den Bescheid
des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 20.08.2014, ZI. 1066145610/150666685, sowie die Festnahme und
weitere Anhaltung des Beschwerdefihrers in Schubhaft seit 13.06.2015 zu Recht erkannt:

A)

GemaR § 22a Abs. 3 BFA-VG iVm Art. 28 Dublin-Ill-VO, § 76 Abs. 1 FPG und 8§ 9 Abs. 4a FPG-DVO wird festgestellt, dass
zum Zeitpunkt der Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen nicht
vorliegen.Gemal} Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG in Verbindung mit Artikel 28, Dublin-lll-VO, Paragraph 76, Absatz
eins, FPG und Paragraph 9, Absatz 4 a, FPG-DVO wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die
Fortsetzung der Schubhaft malRgeblichen Voraussetzungen nicht vorliegen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssigDie Revision ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt

1. Der Beschwerdeflihrer ist laut eigenen Angaben Staatsangehoriger von Nigeria, reiste am 26.04.2015 illegal ins
Bundesgebiet ein und verfugt Uber keine Personaldokumente. Er stellte am 26.04.2015 einen Antrag auf
internationalen Schutz. Mit Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 22.05.2015, ZI.
1066145610/150422846, wurde der Antrag gemaR 8 5 Abs. 1 AsylG 2005 als unzuldssig zurtickgewiesen und Ungarn
gemal Art. 18.1.b der Dublin IlI-VO als fur die Prifung des Antrags zustandig erkannt. Zugleich wurde gemal3 § 61 Abs.
1 FPG die AuRRerlandesbringung gegen den Beschwerdeflhrer angeordnet und die Abschiebung nach Ungarn gemaf3s
61 Abs. 2 FPG fur zulassig erklart. Dieser Bescheid wurde wegen unbekannten Aufenthalts des Beschwerdeflhrers
durch Hinterlegung im Akt zugestellt und erwuchs in Rechtskraft.1. Der Beschwerdefiihrer ist laut eigenen Angaben
Staatsangehdriger von Nigeria, reiste am 26.04.2015 illegal ins Bundesgebiet ein und verflugt Gber keine
Personaldokumente. Er stellte am 26.04.2015 einen Antrag auf internationalen Schutz. Mit Bescheid des Bundesamtes
far Fremdenwesen und Asyl vom 22.05.2015, ZI. 1066145610/150422846, wurde der Antrag gemal} Paragraph 5,
Absatz eins, AsylG 2005 als unzulassig zurlickgewiesen und Ungarn gemal3 Artikel 18 Punkt eins Punkt b, der Dublin IlI-
VO als fur die Prufung des Antrags zustandig erkannt. Zugleich wurde gemal} Paragraph 61, Absatz eins, FPG die
AuBerlandesbringung gegen den Beschwerdefihrer angeordnet und die Abschiebung nach Ungarn gemal3 Paragraph
61, Absatz 2, FPG flr zulassig erklart. Dieser Bescheid wurde wegen unbekannten Aufenthalts des Beschwerdefthrers
durch Hinterlegung im Akt zugestellt und erwuchs in Rechtskraft.

Am 11.06.2015 wurde gegen den Beschwerdeflhrer ein Festnahmeauftrag erlassen. Am 12.06.2015 wurde der
Beschwerdefiihrer in Wien festgenommen, wobei er bei seiner Vernehmung am selben Tag hinsichtlich seines
bisherigen Aufenthalts folgende Angaben machte:

"Normalerweise wohne ich im Lager Traiskirchen. Dort hatte ich allerdings ein Problem. Mir wurde das Handy
gestohlen und ich habe das bei der Polizei angezeigt. Als Folge dieses Problems wurde ich dann aus dem Lager
Traiskirchen zu einer anderen Unterkunft transferiert. Dort schien aber mein Name nicht auf und man wollte mich
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deshalb nicht aufnehmen. Aus diesem Grund bin ich zur Caritas gegangen. Diese hat mir versichert, dass ich ab
Montag wieder im Lager Traiskirchen wohnen darf."

2. Mit dem oben im Spruch angefiuihrten Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden:
Bundesamt) vom 13.06.2015, wurde gemal3 Art. 28 der Dublin 11I-VO iVm 8 76 Abs. 2a Z 1 FPG idgF iVm 8 9a Abs. 4 FPG-
DV und§ 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft zur Sicherung der Abschiebung angeordnet. Begriindend wurde im
Wesentlichen ausgefuhrt, dass aufgrund des Vorverhaltens des Beschwerdeflhrers ein "betrachtliches Risiko des
Untertauchens" bestehe. Insbesondere habe sich der Beschwerdeflhrer bereits einmal dem Verfahren entzogen. Auf
die oben zitierten Ausfuhrungen wurde in dem bezeichneten Bescheid nicht eingegangen. Der BF wurde am
anschlieBend zum Vollzug der Schubhaft in ein Polizeianhaltezentrum Uberstellt.2. Mit dem oben im Spruch
angefuhrten Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: Bundesamt) vom 13.06.2015,
wurde gemaR Artikel 28, der Dublin IlI-VO in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz 2 a, Ziffer eins, FPG idgF in
Verbindung mit Paragraph 9 a, Absatz 4, FPG-DV und Paragraph 57, Absatz eins, AVG die Schubhaft zur Sicherung der
Abschiebung angeordnet. Begriindend wurde im Wesentlichen ausgefuhrt, dass aufgrund des Vorverhaltens des
Beschwerdefihrers ein "betrachtliches Risiko des Untertauchens" bestehe. Insbesondere habe sich der
Beschwerdefiihrer bereits einmal dem Verfahren entzogen. Auf die oben zitierten Ausfihrungen wurde in dem
bezeichneten Bescheid nicht eingegangen. Der BF wurde am anschlieBend zum Vollzug der Schubhaft in ein
Polizeianhaltezentrum Uberstellt.

3. Am 16.06.2014 langte beim Bundesverwaltungsgericht die gegenstandliche Beschwerde gegen die Verhangung der
Schubhaft mit Bescheid des Bundesamts vom 22.05.2015, ZI. 1066145610/150422846, und Anordnung der Schubhaft
sowie die fortdauernde Anhaltung in Schubhaft "seit 11.06.2015" ein. Die Beschwerde wurde hinsichtlich der Frage der
fortdauernden Anhaltung in Schubhaft im Wesentlichen damit begriindet, dass die Haft unverhaltnismaRig sei. Es
bestehe kein hinreichender Sicherungsbedarf und der BeschwerdeflUhrer verflige auch Uber soziale
Ankniipfungspunkte in Osterreich. Jedenfalls hatte aber zunichst das gelindere Mittel verhidngt werden miissen.
Unabhangig davon wurde ganz grundsatzlich die Verhangung der Schubhaft auf Basis von § 9a Abs. 4 FPG-
Durchfihrungsverordnung (FPG-DV) fur unzuldssig erachtet. Diese wurde als systemwidrig und nicht vereinbar mit
dem PersFrG angesehen. DarUber hinaus genlge sie auch nicht den vom Verwaltungsgerichtshof in der Entscheidung
vom 19.02.2015, Ro 2014/21/0075, herausgearbeiteten Anforderungen. Diesem habe sich auch schon das
Bundesverwaltungsgericht in einem rezenten Erkenntnis angeschlossen. Im Ubrigen sei der Beschwerdefiihrer
physisch schwach und in Hungerstreik getreten.3. Am 16.06.2014 langte beim Bundesverwaltungsgericht die
gegenstandliche Beschwerde gegen die Verhdangung der Schubhaft mit Bescheid des Bundesamts vom 22.05.2015, ZI.
1066145610/150422846, und Anordnung der Schubhaft sowie die fortdauernde Anhaltung in Schubhaft "seit
11.06.2015" ein. Die Beschwerde wurde hinsichtlich der Frage der fortdauernden Anhaltung in Schubhaft im
Wesentlichen damit begriindet, dass die Haft unverhaltnismaRig sei. Es bestehe kein hinreichender Sicherungsbedarf
und der Beschwerdefiihrer verfiige auch (iber soziale Ankniipfungspunkte in Osterreich. Jedenfalls hatte aber zunéchst
das gelindere Mittel verhangt werden mussen. Unabhadngig davon wurde ganz grundsatzlich die Verhangung der
Schubhaft auf Basis von Paragraph 9 a, Absatz 4, FPG-Durchfiihrungsverordnung (FPG-DV) fUr unzulassig erachtet.
Diese wurde als systemwidrig und nicht vereinbar mit dem PersFrG angesehen. DarlUber hinaus genuge sie auch nicht
den vom Verwaltungsgerichtshof in der Entscheidung vom 19.02.2015, Ro 2014/21/0075, herausgearbeiteten
Anforderungen. Diesem habe sich auch schon das Bundesverwaltungsgericht in einem rezenten Erkenntnis
angeschlossen. Im Ubrigen sei der Beschwerdefiihrer physisch schwach und in Hungerstreik getreten.

4. Das Bundesamt verwies in einer Stellungnahme vom 16.06.2015 neuerlich auf das bisherige Verhalten des
Beschwerdefiihrers und erneuerte seine Annahme, dass sich der Beschwerdefliihrer erneut dem Verfahren entziehen
werde. Ein Termin zur Uberstellung des Beschwerdefiihrers nach Ungarn sei bereits fiir den 18.06.2015 fixiert.

Diese Uberstellung scheiterte aus Griinden, die jedenfalls nicht vom Beschwerdefiihrer zu verantworten waren. In
einer Stellungnahme vom 19.06.2015 wurde dazu ausgefihrt, dass die ungarischen Behdrden nicht in Kenntnis der
beabsichtigten Ubergabe gewesen seien - wie es zu diesem Versidumnis gekommen sei, kénne allerdings nicht mehr
nachvollzogen werden. Ein neuer Uberstellungstermin sei fiir 29.06.2015 fixiert worden; zudem sei die Zustimmung
zur Durchfuhrung der Heilbehandlung eingeholt worden.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
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1. Beweiswurdigung:

Der Verfahrensgang und der Sachverhalt ergeben sich aus dem Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes des
Bundesamtes zur ZI. 1066145610/150666685 und den vorliegenden Gerichtsakten des Bundesverwaltungsgerichtes
sowie aus dem Schreiben des Bundesamtes vom 19.06.2015 Uber den am 18.06.2015 gescheiterten
Uberstellungsversuch.

2. Rechtliche Beurteilung

2.1. GemaR & 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.2.1. Gemal3 Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwGG), Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschéftsverteilung des

Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemal3 8 58 Abs. 2 VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft. GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5
sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des
Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr.
29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes ist durch das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 33
aus 2013, idgF, geregelt. GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. GemafR Paragraph 17,
VwWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden gemaf
Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch
vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des
Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984
(DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemdald anzuwenden, die die Behoérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben findet, hat es
gemal § 27 VwGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Austibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs.1 Z 3 und 4 VWGVG)
oder auf Grund der Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3 VWGVG) zu Uberprifen. Gemall§ 9 Abs.1
VWGVG hat die Beschwerde u.a. (Z 3) die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt, sowie (Z 4)
das Begehren zu enthalten. In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | Nr. 51/2012, wurde zu§ 27 VwGVG ausgeflhrt: "Der vorgeschlagene
§ 27 legt den Prifungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die Kognitionsbefugnis einer
Berufungsbehorde (vgl. § 66 Abs. 4 AVG) soll die Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der
Beschwerde beschrankt sein."Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der
Behorde gegeben findet, hat es gemdR Paragraph 27, VwWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene
AusUbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf
Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4 VwWGVG) oder auf Grund der Erklarung Gber den
Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3, VWGVG) zu Uberprifen. GemaR Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat
die Beschwerde u.a. (Ziffer 3,) die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt, sowie (Ziffer 4,) das
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Begehren zu enthalten. In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Novelle 2012, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, wurde zu Paragraph 27, VWGVG ausgefuhrt: "Der
vorgeschlagene Paragraph 27, legt den Prufungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die
Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde vergleiche Paragraph 66, Absatz 4, AVG) soll die Kognitionsbefugnis des
Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein."

Zu Spruchteil A)

2.2. Gemall Artikel 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) idgF erkennen die Verwaltungsgerichte Uber
Beschwerden2.2. Gemal? Artikel 130 Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) idgF erkennen die
Verwaltungsgerichte Gber Beschwerden

1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit;

2. gegen die Austibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt wegen Rechtswidrigkeit;
3. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehorde;

gegen Weisungen gemal3 Art. 81a Abs. 4.gegen Weisungen gemald Artikel 81 a, Absatz 4,

Gemdll § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl.Gemal Paragraph 9, Absatz 2, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus
2005, idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl.

8 7 Abs. 1 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), BGBI. | Nr 87/2012 idgF, lautet:Paragraph 7, Absatz eins, BFA-
Verfahrensgesetz (BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 87 aus 2012, idgF, lautet:

(1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet tber
1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes,
2. Beschwerden gegen Bescheide der Vertretungsbehdrden gemafR dem 11. Hauptsttick des FPG,

3. Beschwerden gegen MalRnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemaR dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles
des BFA-VG und gemal3 dem 7. und 8. Hauptsttick des FPG,

4. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes und

Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers fur Inneres in Verfahren gemafl 88§ 3 Abs.2Z 1 bis6 und 4 Abs. 1 Z
1 und 2Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers fur Inneres in Verfahren gemald Paragraphen 3, Absatz 2,
Ziffer eins bis 6 und 4 Absatz eins, Ziffer eins und 2

GemalR § 7 Abs. 2 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der
Verwaltungsgerichtshof einer Revision oder der Verfassungsgerichtshof einer Beschwerde gegen ein Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes gemalR Abs. 1 stattgegeben hat.GemaRl Paragraph 7, Absatz 2, BFA-VG hat das
Bundesverwaltungsgericht jedenfalls in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der Verwaltungsgerichtshof einer
Revision oder der Verfassungsgerichtshof einer Beschwerde gegen ein Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
gemal Absatz eins, stattgegeben hat.

§ 22a Abs. 1 BFA-VG lautete:Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG lautete:

(1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn,

1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,

2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
gegen ihn Schubhaft gemal dem 8. Hauptsttick des FPG angeordnet wurde.

§ 22a Abs. 3 BFA-VG lautet:Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG lautet:

Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht gemalR8 22a Abs. 3 BFA-VG jedenfalls
festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die flr die Fortsetzung der Schubhaft malf3geblichen


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2005/100
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/87
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/7
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a

Voraussetzungen vorliegen.Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht gemal3 Paragraph
22 a, Absatz 3, BFA-VG jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der
Schubhaft mal3geblichen Voraussetzungen vorliegen.

2.3. Mit Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 13.04.2015, Zlen. G 151/2014-23, G 172/2014-18, G 184-
185/2014-18, kundgemacht am 14.04.2015 (BGBI | Nr. 41/2015 vom 14.04.2015), wurde zu Recht erkannt2.3. Mit
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 13.04.2015, Zlen. G 151/2014-23, G 172/2014-18, G 184-185/2014-18,
kundgemacht am 14.04.2015 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 41 aus 2015, vom 14.04.2015), wurde zu Recht erkannt:

"l. § 22a Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln
aus bericksichtigungswirdigen Grunden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen sowie zur Ausstellung von Osterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt werden (BFA-
Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI. | Nr. 87/2012 in der FassungBGBI. | Nr. 68/2013, werden als verfassungswidrig
aufgehoben."l. Paragraph 22 a, Absatz eins und 2 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber
das Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl zur Gewdhrung von internationalem Schutz, Erteilung
von Aufenthaltstiteln aus bertcksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von
aufenthaltsbeendenden MalRinahmen sowie zur Ausstellung von 6sterreichischen Dokumenten flr Fremde geregelt
werden (BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 68 aus 2013,, werden als verfassungswidrig aufgehoben.

Il. Frihere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraftromisch zwei. Friihere gesetzliche Bestimmungen
treten nicht wieder in Kraft.

Ill. Die aufgehobenen Bestimmungen sind nicht mehr anzuwenden.'témisch drei. Die aufgehobenen Bestimmungen
sind nicht mehr anzuwenden."

Der§ 22a Abs. 3 BFA-VG ist damit unveradndert in Kraft und findet damit auch auf den gegenstandlichen Fall
Anwendung. Somit besteht die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichts betreffend die Entscheidung Uber das
Vorliegen der flr die Schubhaft mafigeblichen Voraussetzungen. Fir eine Verfassungswidrigkeit dieser Bestimmung
gibt es keinen Hinweis.Der Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG ist damit unverandert in Kraft und findet damit auch auf
den gegenstandlichen Fall Anwendung. Somit besteht die Zusténdigkeit des Bundesverwaltungsgerichts betreffend die
Entscheidung Uber das Vorliegen der fir die Schubhaft malgeblichen Voraussetzungen. Fir eine
Verfassungswidrigkeit dieser Bestimmung gibt es keinen Hinweis.

24. GemaR§ 76 Abs. 1 FPG kénnen Fremde festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern dies
notwendig ist, um (unter anderem) die Abschiebung zu sichern. Uber Fremde die sich rechtméaRig im Bundesgebiet
aufhalten, darf Schubhaft verhdngt werden, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirden sich
dem verfahren entziehen.2.4. Gemal Paragraph 76, Absatz eins, FPG konnen Fremde festgenommen und angehalten
werden (Schubhaft), sofern dies notwendig ist, um (unter anderem) die Abschiebung zu sichern. Uber Fremde die sich
rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft verhdngt werden, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen ist, sie wirden sich dem verfahren entziehen.

Im gegenstandlichen Fall erwuchs der erstinstanzliche Bescheid betreffend eine Zurlckweisung des Antrags des
Beschwerdefiihrers auf internationalen Schutz in Rechtskraft, wodurch er gemaR der Legaldefinition des & 2 AsylG
2005 nunmehr nicht als "Asylwerber", sondern als "Fremder" anzusehen ist. Diese Ansicht vertritt im Ubrigen auch der
bevollméachtigte Vertreter des Beschwerdeflhrers in der gegenstandlichen Beschwerde.Im gegenstandlichen Fall
erwuchs der erstinstanzliche Bescheid betreffend eine Zurlckweisung des Antrags des Beschwerdefiihrers auf
internationalen Schutz in Rechtskraft, wodurch er gemaR der Legaldefinition des Paragraph 2, AsylG 2005 nunmehr
nicht als "Asylwerber", sondern als "Fremder" anzusehen ist. Diese Ansicht vertritt im Ubrigen auch der
bevollmachtigte Vertreter des Beschwerdefiihrers in der gegenstandlichen Beschwerde.

Gemal’ § 77 Abs. 1 FPG hat das Bundesamt bei Vorliegen der in § 76 genannten Grinde gelindere Mittel anzuordnen,
wenn es Grund zur Annahme hat, dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht
werden kann. GemaR § 77 Abs. 5 FPG steht die Anwendung eines gelinderen Mittels der fur die Durchsetzung der
Abschiebung erforderlichen Austbung von Befehls- und Zwangsgewalt nicht entgegen. Soweit dies zur Abwicklung
dieser MaRnahmen erforderlich ist, kann den Betroffenen aufgetragen werden, sich fur insgesamt 72 Stunden nicht
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Ubersteigende Zeitrdume an bestimmten Orten aufzuhalten.GemalR Paragraph 77, Absatz eins, FPG hat das
Bundesamt bei Vorliegen der in Paragraph 76, genannten Grinde gelindere Mittel anzuordnen, wenn es Grund zur
Annahme hat, dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht werden kann. GemaRd
Paragraph 77, Absatz 5, FPG steht die Anwendung eines gelinderen Mittels der fur die Durchsetzung der Abschiebung
erforderlichen Austibung von Befehls- und Zwangsgewalt nicht entgegen. Soweit dies zur Abwicklung dieser
MalRnahmen erforderlich ist, kann den Betroffenen aufgetragen werden, sich fur insgesamt 72 Stunden nicht

Ubersteigende Zeitraume an bestimmten Orten aufzuhalten.

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes (z. B. VWGH 25.03.2010, Z12009/21/0121) setzt Schubhaft die
gerechtfertigte Annahme voraus, der Fremde werde sich dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MaBnahme bzw. nach deren Vorliegen der Abschiebung (insbesondere) durch Untertauchen entziehen oder sie
zumindest wesentlich erschweren. Die Notwendigkeit der Uberwachung der Ausreise ist eine Voraussetzung fir die
Abschiebung, fur die Schubhaft ist dies alleine jedoch nicht relevant. Hier ist zusatzlich das Bestehen eines
Sicherungsbedarfs notwendig (VWGH 29.04.2008, ZI. 2007/21/0146; VwGH 21.12.2010, Z1.2007/21/0498). Es hat eine
Prifung der Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft zu erfolgen; insofern eine einzelfallbezogene
Abwagung zwischen dem o6ffentlichen Interesse an der Sicherung der AuBerlandesschaffung (Aufenthaltsbeendigung)
und dem privaten Interesse an der Schonung der personlichen Freiheit des Betroffenen (VwGH vom 27.05.2009, ZI.
2008/21/0036; VwGH vom 23.09.2010, ZI.2007/21/0432).

Die Schubhaft darf daher stets nur "ultima ratio" sein (VWWGH vom 02.08.2013, ZI2013/21/0054; VwWGH 11.06.2013, ZI.
2012/21/0114), woraus der Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 19.05.2011, ZI.2008/21/0527, unter
Hervorhebung der in§ 80 Abs. 1 FPG 2005 ausdricklich festgehaltenen behdérdlichen Verpflichtung, darauf
hinzuwirken, dass die Schubhaft so kurz wie moéglich dauert, insbesondere auch ab, "dass die Behérde schon von
vornherein angehalten ist, im Falle der beabsichtigten Abschiebung eines Fremden ihre Vorgangsweise nach
Moglichkeit so einzurichten, dass Schubhaft Gberhaupt unterbleiben kann.Die Schubhaft darf daher stets nur "ultima
ratio" sein (VWGH vom 02.08.2013, ZI.2013/21/0054; VwGH 11.06.2013, ZI.2012/21/0114), woraus der
Verwaltungsgerichtshof in seinem Erkenntnis vom 19.05.2011, ZI. 2008/21/0527, unter Hervorhebung der in Paragraph
80, Absatz eins, FPG 2005 ausdrucklich festgehaltenen behdrdlichen Verpflichtung, darauf hinzuwirken, dass die
Schubhaft so kurz wie méglich dauert, insbesondere auch ab, "dass die Behdrde schon von vornherein angehalten ist,
im Falle der beabsichtigten Abschiebung eines Fremden ihre Vorgangsweise nach Mdglichkeit so einzurichten, dass
Schubhaft Gberhaupt unterbleiben kann.

2.5. GemaR § 9a Abs. 4 FPG-DV liegen Sicherungsbedarf und Fluchtgefahr im Sinne des§ 76 FPG vor, wenn bestimmte
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird.
Dabei ist insbesondere zu berlcksichtigen,2.5. Gemald Paragraph 9 a, Absatz 4, FPG-DV liegen Sicherungsbedarf und
Fluchtgefahr im Sinne des Paragraph 76, FPG vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der
Fremde dem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl oder der Abschiebung entziehen wird oder
dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu bertcksichtigen,

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme mitwirkt oder die
Ruckkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend einer
aufrechten Anordnung zur AuBerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits
entzogen hat;

4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (§ 2 Abs. 1 Z 23 Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr.
100) aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem
Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23, Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100)
aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRRnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft
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befand oder aufgrund & 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), BGBI. | Nr. 87/2012, angehalten wurde;5. ob
gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft
befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3, Ziffer eins bis 3 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 87 aus 2012,, angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Verordnung (EU) Nr. 604/2013 zur Festlegung der Kriterien
und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder
Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustandig ist (Neufassung), ABI. L
180 vom 29.06.2013, S. 31, zustandig ist, insbesondere sofern6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der
Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der
Verordnung (EU) Nr. 604 aus 2013, zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der
far die Prafung eines von einem Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrags
auf internationalen Schutz zustandig ist (Neufassung), Amtsblatt L 180 vom 29.06.2013, S. 31, zustandig ist,

insbesondere sofern

a. der Fremde bereits mehrere Antrage auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde
falsche Angaben hiertiber gemacht hat,

b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder

c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder des
bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat
beabsichtigt;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen oder Meldeverpflichtungen gemal? 88 56 oder 71 FPG,§
13 Abs. 2 BFA-VG oder 15a AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt
der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MaRRnahme;8. ob
Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen oder Meldeverpflichtungen gemaf Paragraphen 56, oder 71
FPG, Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG oder 15a AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell
oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden
Malinahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer Beziehungen, das Ausiiben
einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz
eines gesicherten Wohnsitzes.

Gemal} Art. 28 Abs. 1 Dublin IlI-VO nehmen die Mitgliedstaaten eine Person nicht allein deshalb in Haft, weil sie dem
durch diese Verordnung festgelegten Verfahren unterliegt. GemaR Art. 28 Abs. 2 leg. cit. Durfen die Mitglieder im
Uberstellungsverfahren im Einklang mit dieser Verordnung, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer
Einzelfallprufung die entsprechende Person in Haft nehmen; dies allerdings nur im Falle dass Haft verhaltnismaRig ist
und sich weniger einschneidende MalRnahmen nicht wirksam anwenden lassen.Gemal Artikel 28, Absatz eins, Dublin
I1I-VO nehmen die Mitgliedstaaten eine Person nicht allein deshalb in Haft, weil sie dem durch diese Verordnung
festgelegten Verfahren unterliegt. GemdaR Artikel 28, Absatz 2, leg. cit. Diirfen die Mitglieder im Uberstellungsverfahren
im Einklang mit dieser Verordnung, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, nach einer Einzelfallprufung die
entsprechende Person in Haft nehmen; dies allerdings nur im Falle dass Haft verhaltnismaRig ist und sich weniger

einschneidende MalBnahmen nicht wirksam anwenden lassen.

3. Zur Anwendbarkeit von § 9a Abs. 4 der Fremdenpolizeigesetz-Durchfihrungsverordnung (FPG-DV)3. Zur
Anwendbarkeit von Paragraph 9 a, Absatz 4, der Fremdenpolizeigesetz-Durchfihrungsverordnung (FPG-DV):

3.1. Das Fremdenpolizeigesetz sieht keine Kundmachungsbestimmungen flr Verordnungen vor. Die Verordnung der
Bundesministerin fiir Inneres wurde gemda3 8 4 Abs. 1 Z 2 BGBIG gehérig kundgemacht. Die Prifung gehdrig
kundgemachter Verordnungen steht dem Bundesverwaltungsgericht gemal Art. 89 Abs. 1 iVm Art. 135 Abs. 4 B-VG
nicht zu.3.1. Das Fremdenpolizeigesetz sieht keine Kundmachungsbestimmungen fir Verordnungen vor. Die
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Verordnung der Bundesministerin fur Inneres wurde gemall Paragraph 4, Absatz eins, Ziffer 2, BGBIG gehorig
kundgemacht. Die Prufung gehoérig kundgemachter Verordnungen steht dem Bundesverwaltungsgericht gemaf Artikel
89, Absatz eins, in Verbindung mit Artikel 135, Absatz 4, B-VG nicht zu.

3.2. Der Verwaltungsgerichtshof hat im Erkenntnis vom 19.02.2015, Ro 2014/21/0075, ausgefihrt: "Dass die
Verordnung aber eine ausdruckliche Festlegung im Gesetz verlangt, ist nach dem eindeutigen, keiner anderen
Auslegung zuganglichen Wortlaut des Art. 2 lit. n Dublin 11I-VO ganz klar, sodass es diesbezlglich auch keiner Befassung
des Gerichtshofes der Europaischen Union nach Art. 267 AEUV bedarf. (Vgl. dazu auch Filzwieser/Sprung, Dublin III-
Verordnung, K 48 zu Art. 2, wonach die VO keine Kriterien vorgebe, anhand derer das Vorliegen von Fluchtgefahr
beurteilt werden kdnne, sondern dies vielmehr den Mitgliedstaaten mit der Mindestanforderung Uberlasse, dass diese
Kriterien im nationalen Recht der Mitgliedstaaten festgelegt und sachlich sein missen.) Art. 2 lit. n Dublin 11I-VO
verlangt - entgegen der Meinung in der Revisionsbeantwortung - unmissverstandlich gesetzlich festgelegte Kriterien
zur Konkretisierung der im Unionsrecht fur die Verhdngung von Schubhaft (u.a.) normierten Voraussetzung des
Vorliegens von "Fluchtgefahr". Ein Rickgriff auf Kriterien, die der Verwaltungsgerichtshof in seiner bisherigen Judikatur
vor allem zum Tatbestand der Z 4 des& 76 Abs. 2 FPG fUr die Annahme von "Fluchtgefahr" (Gefahr des
"Untertauchens") als maRgeblich angesehen hat (vgl. ausgehend vom grundlegenden Erkenntnis vom 30. August 2007,
Z|.2007/21/0043, etwa die Erkenntnisse vom 8. Juli 2009, ZI.2007/21/0093, vom 22. Oktober 2009, ZI.2007/21/0068,
vom 30. August 2011, Zlen. 2008/21/0498 bis 0501, und zuletzt vom 19. Marz 2014, ZI.2013/21/0225, sowie vom 24.
Oktober 2007, ZI.2006/21/0045, und vom 2. August 2013, ZI.2013/21/0054; siehe schlieBlich auch das vom BVwG
wiederholt ins Treffen gefiihrte Erkenntnis vom 25. Marz 2010, ZI. 2008/21/0617) reicht daher nicht, um den Vorgaben
der Dublin 1lI-VO zu entsprechen. Solche Umstdnde hatten - was der Revisionswerber schon in der
Schubhaftbeschwerde im Ergebnis zutreffend geltend gemacht hatte - gesetzlich determiniert werden mussen.
Solange dies nicht der Fall ist, kommt Schubhaft gegen Fremde, die sich in einem Verfahren nach der Dublin IlI-VO
befinden, zwecks Sicherstellung dieses Uberstellungsverfahrens nach Art. 28 der Verordnung nicht in Betracht (siehe
idS auch den Beschluss des deutschen Bundesgerichtshofes vom 26. Juni 2014, V ZB 31/14)."3.2. Der
Verwaltungsgerichtshof hat im Erkenntnis vom 19.02.2015, Ro 2014/21/0075, ausgefuhrt: "Dass die Verordnung aber
eine ausdrickliche Festlegung im Gesetz verlangt, ist nach dem eindeutigen, keiner anderen Auslegung zuganglichen
Wortlaut des Artikel 2, Litera n, Dublin II-VO ganz klar, sodass es diesbezlglich auch keiner Befassung des
Gerichtshofes der Europaischen Union nach Artikel 267, AEUV bedarf. (Vgl. dazu auch Filzwieser/Sprung, Dublin Ill-
Verordnung, K 48 zu Artikel 2,, wonach die VO keine Kriterien vorgebe, anhand derer das Vorliegen von Fluchtgefahr
beurteilt werden kdnne, sondern dies vielmehr den Mitgliedstaaten mit der Mindestanforderung Uberlasse, dass diese
Kriterien im nationalen Recht der Mitgliedstaaten festgelegt und sachlich sein missen.) Artikel 2, Litera n, Dublin 11I-VO
verlangt - entgegen der Meinung in der Revisionsbeantwortung - unmissverstandlich gesetzlich festgelegte Kriterien
zur Konkretisierung der im Unionsrecht fur die Verhdngung von Schubhaft (u.a.) normierten Voraussetzung des
Vorliegens von "Fluchtgefahr". Ein Ruckgriff auf Kriterien, die der Verwaltungsgerichtshof in seiner bisherigen Judikatur
vor allem zum Tatbestand der Ziffer 4, des Paragraph 76, Absatz 2, FPG fur die Annahme von "Fluchtgefahr" (Gefahr
des "Untertauchens") als maRRgeblich angesehen hat vergleiche ausgehend vom grundlegenden Erkenntnis vom 30.
August 2007, ZI. 2007/21/0043, etwa die Erkenntnisse vom 8. Juli 2009, Z1.2007/21/0093, vom 22. Oktober 2009, ZI.
2007/21/0068, vom 30. August 2011, Zlen.2008/21/0498 bis 0501, und zuletzt vom 19. Marz 2014, Z1.2013/21/0225,
sowie vom 24. Oktober 2007, ZI. 2006/21/0045, und vom 2. August 2013, Z1.2013/21/0054; siehe schlie3lich auch das
vom BVwG wiederholt ins Treffen geflhrte Erkenntnis vom 25. Marz 2010, ZI. 2008/21/0617) reicht daher nicht, um den
Vorgaben der Dublin 1lI-VO zu entsprechen. Solche Umstande hatten - was der Revisionswerber schon in der
Schubhaftbeschwerde im Ergebnis zutreffend geltend gemacht hatte - gesetzlich determiniert werden mussen.
Solange dies nicht der Fall ist, kommt Schubhaft gegen Fremde, die sich in einem Verfahren nach der Dublin IlI-VO
befinden, zwecks Sicherstellung dieses Uberstellungsverfahrens nach Artikel 28, der Verordnung nicht in Betracht
(siehe idS auch den Beschluss des deutschen Bundesgerichtshofes vom 26. Juni 2014, rémisch funf ZB 31/14)."

Art. 2 lit. n der Dublin 11I-VO lautet wie folgtArtikel 2, Litera n, der Dublin 11I-VO lautet wie folgt:

"Fluchtgefahr - das Vorliegen von Grinden im Einzelfall, die auf objektiven gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen
und zu der Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, ein Drittstaatsangehoriger oder ein Staatenloser, gegen
den ein Uberstellungsverfahren l3uft, diesem Verfahren méglicherweise durch Flucht entziehen kénnte."
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3.3. Der Anwendung von8 76 FPG iVm 8§ 9a Abs. 4 FPG-DVO steht auch nicht der Anwendungsvorrang unmittelbar
anwendbaren Unionsrechts entgegen:3.3. Der Anwendung von Paragraph 76, FPG in Verbindung mit Paragraph 9 a,
Absatz 4, FPG-DVO steht auch nicht der Anwendungsvorrang unmittelbar anwendbaren Unionsrechts entgegen:

Den Mitgliedstaaten ist es in Bezug auf Verordnungen des Unionsrechts verwehrt, MaBnahmen zu ergreifen, die eine
Anderung ihrer Tragweite oder eine Ergdnzung ihrer Vorschriften zum Inhalt haben. Es besteht ein prinzipielles
unionsrechtliches Verbot der Prazisierung von EU-Verordnungen durch verbindliches innerstaatliches Recht. Eine
Ausnahme von diesem Verbot besteht nur dort, wo von der Verordnung eine nahere Konkretisierung selbst verlangt
wird (Ohlinger/Potatcs, Gemeinschaftsrecht und staatliches Recht?, 2006,138 f.). Eine derartige Ausnahme liegt vor,
wenn Art. 2 lit. n Dublin llI-VO dem Gesetzgeber auftragt, Kriterien fir Vorliegen von Fluchtgefahr zu regeln
(Filzwieser/Sprung, Die Dublin llI-Verordnung 94).Den Mitgliedstaaten ist es in Bezug auf Verordnungen des
Unionsrechts verwehrt, MaBnahmen zu ergreifen, die eine Anderung ihrer Tragweite oder eine Ergdnzung ihrer
Vorschriften zum Inhalt haben. Es besteht ein prinzipielles unionsrechtliches Verbot der Prazisierung von EU-
Verordnungen durch verbindliches innerstaatliches Recht. Eine Ausnahme von diesem Verbot besteht nur dort, wo von
der Verordnung eine nahere Konkretisierung selbst verlangt wird (Ohlinger/Potatcs, Gemeinschaftsrecht und
staatliches Recht®, 2006,138 f.). Eine derartige Ausnahme liegt vor, wenn Artikel 2, Litera n, Dublin IlI-VO dem
Gesetzgeber auftragt, Kriterien fur Vorliegen von Fluchtgefahr zu regeln (Filzwieser/Sprung, Die Dublin Ill-Verordnung
94).

Eine Bindung an einen formalen Gesetzesbegriff kann der dort zitierten Judikatur nicht entnommen werden und wird
auch in den genannten Quellen nicht zum Ausdruck gebracht.

3.4. Im (in der Beschwerde angefuhrten) Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichts G301 2108223-1/3E vom
11.06.2015 wird zur FPG-DV und der Frage des relevanten Gesetzesbegriffes ausgeflhrt:

"Zwar durfen die Mitgliedstaaten die zum Vollzug von EU-Verordnungen erforderlichen innerstaatlichen Organisations-
und Verfahrensvorschriften bereitstellen. Zum Zweck der einheitlichen Anwendung des Unionsrechts ist jedoch der
Rackgriff auf innerstaatliche Rechtsvorschriften nur in dem zum Vollzug der Verordnung notwendigen Umfang
zuldssig. Den Mitgliedstaaten ist es in Bezug auf Verordnungen des Unionsrechts verwehrt, Malinahmen zu ergreifen,
die eine Anderung ihrer Tragweite oder eine Ergdnzung ihrer Vorschriften zum Inhalt haben. Es besteht ein
prinzipielles unionsrechtliches Verbot der Prazisierung von EU-Verordnungen durch verbindliches innerstaatliches
Recht. Eine Ausnahme von diesem Verbot besteht nur dort, wo von der Verordnung eine ndhere Konkretisierung selbst
verlangt wird (vgl. Ohlinger/Potatcs, Gemeinschaftsrecht und staatliches Recht® [2006], 138 f.)."Zwar dirfen die
Mitgliedstaaten die zum Vollzug von EU-Verordnungen erforderlichen innerstaatlichen Organisations- und
Verfahrensvorschriften bereitstellen. Zum Zweck der einheitlichen Anwendung des Unionsrechts ist jedoch der
Rackgriff auf innerstaatliche Rechtsvorschriften nur in dem zum Vollzug der Verordnung notwendigen Umfang
zuldssig. Den Mitgliedstaaten ist es in Bezug auf Verordnungen des Unionsrechts verwehrt, Malinahmen zu ergreifen,
die eine Anderung ihrer Tragweite oder eine Ergdnzung ihrer Vorschriften zum Inhalt haben. Es besteht ein
prinzipielles unionsrechtliches Verbot der Prazisierung von EU-Verordnungen durch verbindliches innerstaatliches
Recht. Eine Ausnahme von diesem Verbot besteht nur dort, wo von der Verordnung eine nahere Konkretisierung selbst
verlangt wird vergleiche Ohlinger/Potatcs, Gemeinschaftsrecht und staatliches Recht® [2006], 138 f.).

Eine derartige Ausnahme liegt vor, wenn Art. 2 lit. n Dublin 1lI-VO dem Gesetzgeber auftragt, objektive Kriterien fir das
Vorliegen von Fluchtgefahr zu regeln (Filzwieser/Sprung, Die Dublin Ill-Verordnung, 94).Eine derartige Ausnahme liegt
vor, wenn Artikel 2, Litera n, Dublin IlI-VO dem Gesetzgeber auftragt, objektive Kriterien fur das Vorliegen von
Fluchtgefahr zu regeln (Filzwieser/Sprung, Die Dublin lll-Verordnung, 94).

Eine innerstaatliche Regelung des Sicherungsbedarfs und der Fluchtgefahr enthdlt nunmehr§ 9a Abs. 4 FPG-DV, BGBI.
Il Nr. 450/2005 idFBGBI. Il Nr. 143/2015 (Inkrafttreten mit 29.05.2015 und AuBerkrafttreten mit Ablauf des
19.07.2015).Eine innerstaatliche Regelung des Sicherungsbedarfs und der Fluchtgefahr enthalt nunmehr Paragraph 9
a, Absatz 4, FPG-DV, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 450 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 143 aus
2015, (Inkrafttreten mit 29.05.2015 und AuBerkrafttreten mit Ablauf des 19.07.2015).

(...)

Die Bestimmung des§ 9a Abs. 4 FPG-DV enthélt zwar eine ndahere Regelung Uber den Sicherungsbedarf und die
Fluchtgefahr im Hinblick auf § 76 FPG, allerdings erweist sich § 9a Abs. 4 FPG-DV unter BerUcksichtigung der jingsten
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Rechtsprechung des VwGH im Anwendungsbereich der Dublin 1lI-VO als nicht hinreichende Rechtsgrundlage zur
Anordnung der Schubhaft.Die Bestimmung des Paragraph 9 a, Absatz 4, FPG-DV enthalt zwar eine nahere Regelung
Uber den Sicherungsbedarf und die Fluchtgefahr im Hinblick auf Paragraph 76, FPG, allerdings erweist sich Paragraph
9 a, Absatz 4, FPG-DV unter Berucksichtigung der jingsten Rechtsprechung des VwGH im Anwendungsbereich der
Dublin 11I-VO als nicht hinreichende Rechtsgrundlage zur Anordnung der Schubhaft.

Der Beschwerde ist dahingehend zu folgen, dass der VwGH mit Erkenntnis vom 19.02.2015, ZI. Ro 2014/21/0075,
entschieden hat, dass solche Umstande, die den Vorgaben der Dublin Il-VO entsprechen, gesetzlich determiniert
werden mussen. Solange dies nicht der Fall ist, kommt Schubhaft gegen Fremde, die sich in einem Verfahren nach der
Dublin 1lI-VO befinden, zwecks Sicherstellung dieses Uberstellungsverfahrens nach Art. 28 Dublin 1lI-VO nicht in
Betracht.Der Beschwerde ist dahingehend zu folgen, dass der VwGH mit Erkenntnis vom 19.02.2015, ZI. Ro
2014/21/0075, entschieden hat, dass solche Umstande, die den Vorgaben der Dublin IlI-VO entsprechen, gesetzlich
determiniert werden mussen. Solange dies nicht der Fall ist, kommt Schubhaft gegen Fremde, die sich in einem
Verfahren nach der Dublin 1l-VO befinden, zwecks Sicherstellung dieses Uberstellungsverfahrens nach Artikel 28,
Dublin lI-VO nicht in Betracht.

Da davon ausgegangen werden kann, dass der VwGH dabei einen formalen Gesetzesbegriff als Akt des Gesetzgebers
vor Augen hatte und die Verordnungsbestimmung des§ 9a Abs. 4 FPG-DV daher diesen Anforderungen nicht
entspricht, erweist sich der gegenstandliche Schubhaftbescheid allein schon deshalb als rechtswidrig."Da davon
ausgegangen werden kann, dass der VwWGH dabei einen formalen Gesetzesbegriff als Akt des Gesetzgebers vor Augen
hatte und die Verordnungsbestimmung des Paragraph 9 a, Absatz 4, FPG-DV daher diesen Anforderungen nicht
entspricht, erweist sich der gegenstandliche Schubhaftbescheid allein schon deshalb als rechtswidrig."

Damit schlief3t sich das bezeichnete Erkenntnis der Sichtweise des VWGH nicht an, sondern nimmt eine Interpretation
oder Prazisierung derselben vor. Dass der VwGH aber bei seiner Entscheidung (jedenfalls) "einen formalen
Gesetzesbegriff" vor Augen hatte lasst sich - insbesondere unter BerUcksichtigung der oben unter [1.3.3.
wiedergegebenen Ausfihrungen - aus Sicht des im gegenstandlichen Fall zur Entscheidung berufenen Richters jedoch
weder aus Ro 2014/21/0075 (vom 19.02.2015) noch Ro 2014/21/0080 (vom 24.03.2015) herauslesen. Dies umso mehr,
als der Verwaltungsgerichtshof entsprechende Ausfihrungen aus dem Beschluss des deutschen BGH nicht
wiedergegeben hat, an anderer Stelle auch von "gesetzlich festgelegt" spricht und gleichzeitig einen Kommentar zitiert,
wonach eine Regelung "im nationalen Recht" erforderlich sei. Vielmehr ist daher davon auszugehen, dass der
Verwaltungsgerichtshof eine derart deutliche Reduktion der Moglichkeiten des nationalen Gesetzgebers bei der
Umsetzung von Verordnungen der Europdischen Union ganz explizit und unmissverstandlich in seinen oben
genannten Entscheidungen ausgedruckt hatte, so sie tatsachlich beabsichtigt ware.Damit schlie3t sich das bezeichnete
Erkenntnis der Sichtweise des VwWGH nicht an, sondern nimmt eine Interpretation oder Prazisierung derselben vor.
Dass der VwWGH aber bei seiner Entscheidung (jedenfalls) "einen formalen Gesetzesbegriff" vor Augen hatte lasst sich -
insbesondere unter Bertcksichtigung der oben unter romisch zwei.3.3. wiedergegebenen Ausfiihrungen - aus Sicht des
im gegenstandlichen Fall zur Entscheidung berufenen Richters jedoch weder aus Ro 2014/21/0075 (vom 19.02.2015)
noch Ro 2014/21/0080 (vom 24.03.2015) herauslesen. Dies umso mehr, als der Verwaltungsgerichtshof entsprechende
Ausfuhrungen aus dem Beschluss des deutschen BGH nicht wiedergegeben hat, an anderer Stelle auch von "gesetzlich
festgelegt" spricht und gleichzeitig einen Kommentar zitiert, wonach eine Regelung "im nationalen Recht" erforderlich
sei. Vielmehr ist daher davon auszugehen, dass der Verwaltungsgerichtshof eine derart deutliche Reduktion der
Moglichkeiten des nationalen Gesetzgebers bei der Umsetzung von Verordnungen der Europdischen Union ganz
explizit und unmissverstandlich in seinen oben genannten Entscheidungen ausgedrickt hatte, so sie tatsachlich
beabsichtigt ware.

3.5. Der Beschwerdefuhrer releviert dartber hinaus Bedenken gegen 8§ 9a Abs. 4 FPG-DVO. Gemal Art. 139 Abs. 1 lit. a
B-VG erkennt der Verfassungsgerichtshof auf Antrag eines Verwaltungsgerichts Uber die GesetzmaRigkeit von
Verordnungen.3.5. Der Beschwerdeflhrer releviert dartber hinaus Bedenken gegen Paragraph 9 a, Absatz 4, FPG-DVO.
Gemald Artikel 139, Absatz eins, Litera a, B-VG erkennt der Verfassungsgerichtshof auf Antrag eines
Verwaltungsgerichts Uber die GesetzmaRigkeit von Verordnungen.

Hat ein Gericht einen Antrag auf Aufhebung eines Gesetzes nach Art. 140 Abs. 1 Z 1 lit. a B-VG gestellt, so durfen
gemal § 57 Abs. 3 VfGG in dem bei ihm anhangigen Verfahren bis zur Verkiindung bzw. bis zur Zustellung des
Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur solche Handlungen vorgenommen oder Anordnungen oder
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Entscheidungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflusst werden
kénnen oder die die Frage nicht abschlieBend regeln und keinen Aufschub gestatten. Die Zeit eines Verfahrens vor
dem Verfassungsgerichtshof ist gemaR 8 34 Abs. 2 Z 2 VWGVG nicht in die Entscheidungsfrist einzurechnenHat ein
Gericht einen Antrag auf Aufhebung eines Gesetzes nach Artikel 140, Absatz eins, Ziffer eins, Litera a, B-VG gestellt, so
durfen gemal Paragraph 57, Absatz 3, VGG in dem bei ihm anhangigen Verfahren bis zur Verkiindung bzw. bis zur
Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur solche Handlungen vorgenommen oder Anordnungen
oder Entscheidungen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflusst
werden kdnnen oder die die Frage nicht abschlieRend regeln und keinen Aufschub gestatten. Die Zeit eines Verfahrens
vor dem Verfassungsgerichtshof ist gemall Paragraph 34, Absatz 2, Ziffer 2, VWGVG nicht in die Entscheidungsfrist

einzurechnen.

Gemal’ Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG hat jeder, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren, in
dem durch ein Gericht oder durch eine andere unabhangige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des Freiheitsentzuges
entschieden und im Fall dessen Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung hat binnen einer
Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet. Daher ist das Bundesverwaltungsgericht
verpflichtet, binnen einer Woche Uber das Vorliegen der Voraussetzungen fur die weitere Anhaltung in Schubhaft zu
entscheiden. Durch diese Entscheidung ist das Verfahren nach 8 22a Abs. 3 BFA-VG beendet. Hat das Gericht die
Verordnung, die es anficht, nicht mehr anzuwenden - was bei Beendigung des Verfahrens der Fall ware - hat es aber
den Antrag aber nach 8 57 Abs. 4 VfGG beim Verfassungsgerichtshof zurlickzuziehen.Gemal3 Artikel 6, Absatz eins,
PersFrBVG hat jeder, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren, in dem durch ein Gericht
oder durch eine andere unabhangige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des Freiheitsentzuges entschieden und im Fall
dessen Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung hat binnen einer Woche zu ergehen, es
sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet. Daher ist das Bundesverwaltungsgericht verpflichtet, binnen einer
Woche Uber das Vorliegen der Voraussetzungen fur die weitere Anhaltung in Schubhaft zu entscheiden. Durch diese
Entscheidung ist das Verfahren nach Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG beendet. Hat das Gericht die Verordnung, die es
anficht, nicht mehr anzuwenden - was bei Beendigung des Verfahrens der Fall ware - hat es aber den Antrag aber nach
Paragraph 57, Absatz 4, VfGG beim Verfassungsgerichtshof zurtickzuziehen.

Das Stellen eines Verordnungsprufungsantrages innerhalb der einwdchigen Entscheidungsfrist gemaR§ 34 Abs. 1
VWGVG iVm Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG hingegen wirde dazu fihren, dass gemaR§ 57 Abs. 2 VfGG eine Entscheidung
gemald 8 22a Abs. 3 BFA-VG bis zur Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes unzulassig ware, weil sie zwar keinen
Aufschub duldet, die Frage aber endgultig erledigt. Soweit auf der einfachgesetzlichen Ebene des 8 34 Abs. 2 Z 2
VwWGVG normiert ist, dass die Zeit des Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof nicht in die Entscheidungsfrist
eingerechnet wird, andert es nichts daran, dass der Ausspruch nach § 22a Abs. 3 BFA-VG diesfalls nicht innerhalb der
vom infolge der Aufhebung des 8 22a Abs. 2 BFA-VG unmittelbar anwendbaren Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG festgelegten
Frist von einer Woche ab Beschwerdeerhebung erfolgen wirde.Das Stellen eines Verordnungsprufungsantrages
innerhalb der einwdchigen Entscheidungsfrist gemald Paragraph 34, Absatz eins, VWGVG in Verbindung mit Artikel 6,
Absatz eins, PersFrBVG hingegen wirde dazu fuhren, dass gemal Paragraph 57, Absatz 2, VfGG eine Entscheidung
gemal Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG bis zur Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes unzulassig ware, weil sie
zwar keinen Aufschub duldet, die Frage aber endgultig erledigt. Soweit auf der einfachgesetzlichen Ebene des
Paragraph 34, Absatz 2, Ziffer 2, VwWGVG normiert ist, dass die Zeit des Verfahrens vor dem Verfassungsgerichtshof
nicht in die Entscheidungsfrist eingerechnet wird, andert es nichts daran, dass der Ausspruch nach Paragraph 22 a,
Absatz 3, BFA-VG diesfalls nicht innerhalb der vom infolge der Aufhebung des Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG
unmittelbar anwendbaren Artikel 6, Absatz eins, PersFrBVG festgelegten Frist von einer Woche ab
Beschwerdeerhebung erfolgen wirde.

Aus diesem Grund sieht das Bundesverwaltungsgericht von der Stellung eines Verordnungsprifungsantrages ab. Der
Beschwerdefiihrer kann in einer Beschwerde gegen diese Entscheidung seine Bedenken an den
Verfassungsgerichtshof herantragen und dadurch Rechtsschutz auch in dieser Frage erlangen.

4. Auf Grund des durchgefihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes erweist sich die
gegenstandliche Beschwerde als begrindet:

4.1. Im gegenstandlichen Fall wurde im angefochtenen Bescheid auf die vom Beschwerdefihrer genannten Grunde fur
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sein "Untertauchen" mit keinem Wort eingegangen, obwohl diese wesentlich fur die Beurteilung der Frage sind, ob ein
hinreichender Sicherungsbedarf fir die Verhangung einer Schubhaft vorhanden ist. Dies umso mehr, als die fragliche
Zeitspanne durchgehend in eine Periode fallt, in der es im Zustandigkeitsbereich des Bundesministeriums fur Inneres
notorisch zu organisatorischen Problemen und einer massiven Uberbelegung von Unterkiinften fir Asylwerber -
insbesondere in Traiskirchen - gekommen ist. Die Ausfihrungen des Beschwerdeflihrers sind in diesem
Zusammenhang jedenfalls nicht schon grundsatzlich unschlissig oder unglaubhaft. Vielmehr hatte das Bundesamt auf
diese zumindest eingehen mussen, zumal ihm eine Recherche bei den beteiligten - dem Innenministerium
zuzurechnenden - Behérden problemlos méglich gewesen ware. DarUber hinaus, gibt es auch keinen Hinweis, dass
sich der Beschwerdefilhrer bei der gescheiterten Uberstellung am 18.06.2015 als nicht kooperativ gezeigt oder
Widerstand geleistet hatte. Vielmehr scheiterte diese an vom Innenministerium zu verantwortenden Grtnden.

Uberdies liegen zwar einige der oben angefiihrten Voraussetzungen fiir die Verhdngung der Schubhaft im
gegenstandlichen Fall vor, es wird allerdings im angefochtenen Bescheid nicht hinreichend prazise ausgefihrt, warum
diese fir den konkreten Fall eine "erhebliche Fluchtgefahr" indizieren sollten. In diesem Zusammenhang ist
festzuhalten, dass sich aus dem Wortlaut der Dublin [1I-VO (Art. 28 Abs. 1 und 2) zweifelsfrei ergibt, dass Schubhaft im
Zuge von Verfahren nach dieser Verordnung nur in besonderen Ausnahmefdllen verhangt werden soll und
dementsprechend auch konkret und schlissig begriindet werden muss. Soweit im angefochtenen Bescheid also
Tatbestande zur Begriindung der Schubhaft herangezogen werden, die fur ein solches Verfahren geradezu typisch sind
(illegale Einreise, geringe Barmittel, "bloRBe" Unwilligkeit zur Ausreise) sind diese nicht geeignet, eine "erhebliche
Fluchtgefahr" zu begrinden. Auch zum Entscheidungszeitpunkt ist eine, sich aus dem zuvor gesetzten Verhalten des
Beschwerdefiihrers abgeleitete, erhebliche Fluchtgefahr (noch) nicht gegeben.Uberdies liegen zwar einige der oben
angefuhrten Voraussetzungen fir die Verhdangung der Schubhaft im gegenstandlichen Fall vor, es wird allerdings im
angefochtenen Bescheid nicht hinreichend prazise ausgefihrt, warum diese fir den konkreten Fall eine "erhebliche
Fluchtgefahr" indizieren sollten. In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, dass sich aus dem Wortlaut der Dublin IlI-
VO (Artikel 28, Absatz eins und 2) zweifelsfrei ergibt, dass Schubhaft im Zuge von Verfahren nach dieser Verordnung
nur in besonderen Ausnahmefallen verhangt werden soll und dementsprechend auch konkret und schlissig
begriindet werden muss. Soweit im angefochtenen Bescheid also Tatbestande zur Begrindung der Schubhaft
herangezogen werden, die fir ein solches Verfahren geradezu typisch sind (illegale Einreise, geringe Barmittel, "bloRe"
Unwilligkeit zur Ausreise) sind diese nicht geeignet, eine "erhebliche Fluchtgefahr" zu begrinden. Auch zum
Entscheidungszeitpunkt ist eine, sich aus dem zuvor gesetzten Verhalten des Beschwerdeflhrers abgeleitete,
erhebliche Fluchtgefahr (noch) nicht gegeben.

Daher kann im gegenstandlichen Verfahren mit der Anordnung des Gelinderen Mittels flr den Beschwerdefuhrer das
Auslangen gefunden werden, da es keine schlissigen Hinweise fur die Gefahr des Entziehens - jedenfalls in der fur
Personen in "Dublin-Verfahren" strengeren Form der "erheblichen Fluchtgefahr" - des Beschwerdefuhrers gibt. Ein
dringender Sicherungsbedarf oder eine "Sicherungsnotwendigkeit" ist aufgrund der Umstande des gegenstandlichen
Falles nicht gegeben.

4.2. GemaR § 22a Abs. 3 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht, sofern die Anhaltung noch andauert, jedenfalls
festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die flir die Fortsetzung der Schubhaft mafgeblichen
Voraussetzungen vorliegen.4.2. Gemal Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht, sofern
die Anhaltung noch andauert, jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fir die Fortsetzung
der Schubhaft maligeblichen Voraussetzungen vorliegen.

Der VWGH hat zum Fortsetzungsausspruch gemal3 § 83 Abs. 4 erster Satz FPG in der bis 31.12.2013 geltenden Fassung
ausgesprochen, dass der Unabhdngige Verwaltungssenat (UVS) im Rahmen seines Ausspruchs gemafld &8 83 Abs. 4 FPG
aF nicht an die im Schubhaftbescheid herangezogenen Rechtsgrundlagen gebunden ist, sondern die Zuldssigkeit der
Fortsetzung der Schubhaft nach allen Richtungen zu prifen hat; er ist auch nicht nur "erméchtigt", einen "weiteren
bzw. neuen Anhaltegrund fir die Fortsetzung der Schubhaft zu schaffen", sondern bei Vorliegen der gesetzlichen
Voraussetzungen im Rahmen des ihm eingerdaumten Ermessens zu einem positiven und (nur) bei deren Fehlen zu
einem negativen Fortsetzungsausspruch verpflichtet. Verneint der UVS daher das Vorliegen der Voraussetzungen fur
die weitere Anhaltung in Schubhaft, so bedeutet dieser Ausspruch von Gesetzes wegen die Unzuldssigkeit der
(Fortsetzung der) Schubhaft auf Grund jeglichen zum Bescheiderlassungszeitpunkt geltenden Schubhafttatbestandes,
unabhangig davon, ob der UVS dessen Voraussetzungen (erkennbar) geprift und dies seiner Entscheidung zugrunde
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gelegt hat (VwWGH 15.12.2011, ZI. 2010/21/0292; 28.08.2012, ZI.2010/21/0388 mwN). Diese Rechtsprechung des VwGH
ist unverandert auf den Fortsetzungsausspruch des Bundesverwaltungsgerichtes nach der inhaltlich gleichlautenden
Bestimmung des 8 22a Abs. 3 BFA-VG Ubertragbar.Der VWGH hat zum Fortsetzungsausspruch gemal} Paragraph 83,
Absatz 4, erster Satz FPG in der bis 31.12.2013 geltenden Fassung ausgesprochen, dass der Unabhé&ngige
Verwaltungssenat (UVS) im Rahmen seines Ausspruchs gemal Paragraph 83, Absatz 4, FPG aF nicht an die im
Schubhaftbescheid herangezogenen Rechtsgrundlagen gebunden ist, sondern die Zuldssigkeit der Fortsetzung der
Schubhaft nach allen Richtungen zu prifen hat; er ist auch nicht nur "ermdachtigt", einen "weiteren bzw. neuen
Anhaltegrund fiir die Fortsetzung der Schubhaft zu schaffen", sondern bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen
im Rahmen des ihm eingerdumten Ermessens zu einem positiven und (nur) bei deren Fehlen zu einem negativen
Fortsetzungsausspruch verpflichtet. Verneint der UVS daher das Vorliegen der Voraussetzungen fur die weitere
Anhaltung in Schubhaft, so bedeutet dieser Ausspruch von Gesetzes wegen die Unzulassigkeit der (Fortsetzung der)
Schubhaft auf Grund jeglichen zum Bescheiderlassungszeitpunkt geltenden Schubhafttatbestandes, unabhangig
davon, ob der UVS dessen Voraussetzungen (erkennbar) geprift und dies seiner Entscheidung zugrunde gelegt hat
(VWGH 15.12.2011, ZI.2010/21/0292; 28.08.2012, ZI.2010/21/0388 mwnN). Diese Rechtsprechung des VwGH ist
unverandert auf den Fortsetzungsausspruch des Bundesverwaltungsgerichtes nach der inhaltlich gleichlautenden
Bestimmung des Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG Ubertragbar.

Auch wenn im Einklang mit der bisherigen Rechtsprechung des VWGH im Fortsetzungsausspruch gemafg 22a Abs. 3
BFA-VG ein neuer Schubhafttitel erblickt werden kann, haben sich unter Berlcksichtigung der Verhaltnisse des
vorliegenden Einzelfalles keine maRgeblichen Umstande ergeben, die Uber die von der belangten Behoérde im
angefochtenen Bescheid dargelegten Erwdgungen hinaus zum Ergebnis gefihrt héatten, dass zum
Entscheidungszeitpunkt ein konkreter Sicherungsbedarf gegeben ware, der die Fortsetzung der Schubhaft unbedingt
erforderlich machen wirde.Auch wenn im Einklang mit der bisherigen Rechtsprechung des VwGH im
Fortsetzungsausspruch gemaR Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG ein neuer Schubhafttitel erblickt werden kann, haben
sich unter BerUcksichtigung der Verhaltnisse des vorliegenden Einzelfalles keine maRgeblichen Umstande ergeben, die
Uber die von der belangten Behdrde im angefochtenen Bescheid dargelegten Erwagungen hinaus zum Ergebnis
geflhrt hatten, dass zum Entscheidungszeitpunkt ein konkreter Sicherungsbedarf gegeben ware, der die Fortsetzung
der Schubhaft unbedingt erforderlich machen wirde.

Nur der Vollstandigkeit halber ist an dieser Stelle auf§ 77 Abs. 5 FPG zu verweisen, der eine kurzfristige Anwendung
von Befehls- und Zwangsgewalt zur Durchsetzung einer Abschiebung auch im gelinderen Mittel ermdglicht.Nur der
Vollstandigkeit halber ist an dieser Stelle auf Paragraph 77, Absatz 5, FPG zu verweisen, der eine kurzfristige
Anwendung von Befehls- und Zwangsgewalt zur Durchsetzung einer Abschiebung auch im gelinderen Mittel
ermoglicht.

Es war daher gemal3 8 22a Abs. 3 BFA-VG festzustellen, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die Fortsetzung
der Schubhaft mal3geblichen Voraussetzungen nicht vorliegen.Es war daher gemal Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG
festzustellen, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fir die Fortsetzung der Schubhaft maligeblichen
Voraussetzungen nicht vorliegen.

5. Entfall einer miindlichen Verhandlung

Gemald § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.Gemé&R Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG
kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht
den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 24, VWGVG.

Gemall § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von
Amts wegen eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durchzufihren. GemaR § 24 Abs. 2 VwGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Z 1) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder (Z 2) die Sdumnisbeschwerde
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zurlickzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn
die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst,
und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht kann gemdR8& 24 Abs. 5 VwWGVG von der
Durchflhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrucklich darauf verzichten. Ein solcher
Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erkldrt werden.GemaR Paragraph 24, Absatz eins,
VWGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fir erforderlich halt, von Amts wegen eine
offentliche mindliche Verhandlung durchzufiihren. Gemald Paragraph 24, Absatz 2, VWGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Ziffer eins,) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fur rechtswidrig zu erklaren ist oder (Ziffer 2,) die SGumnisbeschwerde
zurlckzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht Gemald Paragraph 24, Absatz 4, VwWGVG ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung
absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht
erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht
kann gemal’ Paragraph 24, Absatz 5, VWGVG von der Durchfihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn
die Parteien ausdrucklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung
erklart werden.

Die Abhaltung einer offentlichen mundlichen Verhandlung konnte gemal3§ 21 Abs. 7 BFA-VG iVm§ 24 VwGVG
unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage und des Inhaltes der Beschwerde geklart war und
Widerspruchlichkeiten in Bezug auf die flir die gegenstandliche Entscheidung maRgeblichen Sachverhaltselemente
nicht vorlagen. Im Ubrigen wurde die miindliche Verhandlung nur von jener Verfahrenspartei beantragt, der mit dem
gegenstandlichen Erkenntnis zumindest im Ergebnis Recht gegeben worden ist.Die Abhaltung einer &ffentlichen
mundlichen Verhandlung konnte gemald Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG in Verbindung mit Paragraph 24, VWGVG
unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage und des Inhaltes der Beschwerde geklart war und
Widerspruchlichkeiten in Bezug auf die flir die gegenstandliche Entscheidung maRgeblichen Sachverhaltselemente
nicht vorlagen. Im Ubrigen wurde die miindliche Verhandlung nur von jener Verfahrenspartei beantragt, der mit dem
gegenstandlichen Erkenntnis zumindest im Ergebnis Recht gegeben worden ist.

Zu B)

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, wenn die Entscheidung von der Ldsung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vorliegen.Die Revision ist gemal
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig, wenn die Entscheidung von der LOsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |I6senden Rechtsfrage vorliegen.
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Wie oben dargelegt erweist sich im Rahmen von Schubhaften im Anwendungsbereich der Dublin IlI-VO die Frage von
grundsatzlicher Bedeutung, ob "gesetzlich festgelegt" im Sinne der genannten Verordnung derart auszulegen ist, dass
die Festlegung ausschliel3lich auf Basis eines formellen Gesetzes erfolgen darf. Eine entsprechende Festlegung war aus
der diesbeziglichen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes nicht ersichtlich, zumal bei der Umsetzung von
Unionsrecht Ublicherweise von einem materiellen Gesetzesbegriff ausgegangen wird, der etwa Verordnungen nach
Osterreichischem Recht mitumfasst. Im Zusammenhang mit dem 0sterreichischen Schubhaft-Regime kommt dieser
Frage die grundsatzliche Bedeutung ungeachtet der Tatsache zu, dass im gegenstandlichen Verfahren die fir die
Fortsetzung der Schubhaft mal3geblichen Voraussetzungen aus anderen Griinden nicht vorlagen.

Die Revision war daher zuzulassen.
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